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103. Verordnung der Bundesregierung über die Festsetzung des Pensionssicherungsbeitra-
ges (Pensionssicherungsbeitragsverordnung 1995 — PensSB-V 1995)

Auf Grund des § 13a Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 665/1994, des § 106 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 302/
1984, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 665/1994, des § 114 des Land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 296/1985, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 665/1994, des §5a des Nebengebührenzulagengesetzes, BGBl. Nr. 485/1971,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 665/1994, des § 82a der Bundesforste-Dienstord-
nung 1986, BGBl. Nr. 298, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 665/1994, des § 10a
des Bundestheaterpensionsgesetzes, BGBl. Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr 389/1994, des §4 des Dorotheumsgesetzes, BGBl. Nr. 66/1979, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/1993, und des § 163 Abs. 5 Z 7 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 665/1994, wird im Einvernehmen
mit dem Hauptausschuß des Nationalrates verordnet:

§ 1. Die Höhe des Pensionssicherungsbeitrages wird mit 0,12% festgesetzt.
§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1.Jänner 1995 in Kraft.

Busek Dohnal Mock Schüssel
Hesoun Lacina Krammer Löschnak
Moser Michalek Fasslabend Molterer

Rauch-Kallat Klima Schölten

104. Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Konsumentenschutz über die
Freisetzung von N-Nitrosaminen und N-nitrosierbaren Stoffen aus Flaschen- und Beruhi-

gungssaugern aus Elastomeren oder Gummi
Auf Grund des § 29 des Lebensmittelgesetzes 1975, BGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bun-

desgesetz BGBl. Nr. 756/1992, wird verordnet:
§ 1. Gegenstand dieser Verordnung sind N-Nitrosamine und in N-Nitrosamine umsetzbare Stoffe

(nachstehend „N-nitrosierbare Stoffe" genannt), die von Flaschen- und Beruhigungssaugern aus Ela-
stomeren oder Gummi freigesetzt werden.

§ 2. (1) Es ist verboten, Flaschen- und Beruhigungssauger in Verkehr zu bringen, die an die Spei-
cheltestlösung der Anlage l unter den dort festgelegten Bedingungen N-Nitrosamine und N-nitrosiei
bare Stoffe abgeben, die mit einer mit den in Anlage 2 angeführten Kriterien übereinstimmenden, val
dierten Methode nachweisbar sind und durch die die folgenden Mengen bestimmt werden können:
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1. 0,01 mg der insgesamt freigesetzten N-Nitrosamine pro kg Elastomer- oder Gummiteile der Fla-
schen- oder Beruhigungssauger;

2. 0,1 mg aller N-nitrosierbaren Stoffe pro kg Elastomer- oder Gummiteile der Flaschen- oder
Beruhigungssauger.

(2) Solange eine validierte Methode nicht zur Verfügung steht, kann eine Analysenmethode mit
einer geeigneten Empfindlichkeit, die mit den in Anlage 2 angeführten Kriterien übereinstimmt und
die Bestimmung der in Abs. l Z l und 2 genannten Grenzwerte ermöglicht, angewandt werden.

§3. Flaschen- und Beruhigungssauger, die dieser Verordnung nicht entsprechen, dürfen bis
1. April 1995 in Verkehr belassen werden.

Krammer

Anlage l

Grundregeln für die Bestimmung der Freisetzung von N-Nitrosaminen und N-nitrosierbaren Stoffen
1. Lösung für den Freisetzungstest (Speicheltestlösung)

Zur Herstellung der Testlösung werden 4,2 g Natrium-Hydrogenkarbonat (NaHCO3), 0,5 g
Natriumchlorid (NaCl), 0,2 g Kaliumkarbonat (K2CO3) und 30,0 mg Natriumnitrit (NaNO2)
in einem Liter destilliertem Wasser oder Wasser von vergleichbarer Qualität gelöst. Der pH-
Wert der Lösung muß 9 betragen.

2. Versuchsbedingungen
Materialproben von einer geeigneten Zahl von Flaschen- oder Beruhigungssaugern werden
24 Stunden lang bei einer Temperatur von 40 ± 2 °C in die Testlösung getaucht.

Anlage 2

Kriterien für das Verfahren zur Bestimmung der Menge von N-Nitrosaminen und N-nitrosierbaren
Stoffen, die von Flaschen- oder Beruhigungssaugern freigesetzt wurden

1. Die freigesetzte Menge der N-Nitrosamine wird in einem aliquoten Teil jeder entsprechend
Anlage l hergestellten Lösung nachgewiesen. Die N-Nitrosamine werden aus den aliquoten Teilen
mit Hilfe von nitrosaminfreiem Dichlormethan (DCM) isoliert und durch Gaschromatographie
bestimmt.

2. Die freigesetzte Menge der N-nitrosierbaren Stoffe wird in einem weiteren aliquoten Teil jeder
der entsprechend Anlage l hergestellten Lösung bestimmt. Die nitrosierbaren Stoffe werden durch
Ansäuern unter Zugabe von Salzsäure in Nitrosamine umgewandelt, mit Hilfe von DCM aus den ali-
quoten Teilen isoliert und durch Gaschromatographie bestimmt.

105. Verordnung des Bundesministers für Justiz, mit der die Geschäftsordnung für die
Gerichte I. und II. Instanz (Geo.), BGBl. Nr. 264/1951, geändert wird

Auf Grund des Art. VII der Sechsten Gerichtsentlastungsnovelle, BGBl. Nr. 222/1929, und des
§ 233 Abs. 2 der Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631, wird verordnet:

Artikel I
Die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz, BGBl. Nr 264/1951, zuletzt geändert

durch die Verordnung BGBl. Nr. 479/1991, wird wie folgt geändert:
1. Der § 57 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Vor Gericht ist jedermann ein Sitz zu gestatten."
2. Der § 107 hat zu lauten:
„§ 107. (1) Die mit der Post eingelangten Sendungen sind unter Anschluß der Briefumschläge

abzutragen.
(2) Sind in einem Briefumschlag mehrere Stücke eingelangt, so ist der Briefumschlag einem der

Stücke beizulegen; befinden sich unter den mehreren Stücken fristgebundene Eingaben (Wiederein-
setzungsanträge.Rechtsmittel, Kostenbestimmungsanträge usw.), so ist der Briefumschlag einer sol-
chen beizufügen. Bei den übrigen Stücken ist vom Bediensteten der Einlaufstelle unterhalb des Ein-
gangsvermerks festzuhalten, wo sich der Briefumschlag befindet (zB bei Einlangen von zwei Beru-
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fungsschriften in einem Briefumschlag: „Briefumschlag bei 4 C 128/94 i"). Weiters ist auf diesen Stük-
ken und auf jener Eingabe, der der Briefumschlag beigefügt wurde, zu vermerken, wann die Eingabe
zur Post gegeben worden ist, sofern dieser Tag aus dem Postaufgabestempel verläßlich festgestellt wer-
den kann (zB „PA 26. April 1994"). Ist das Datum mittels eines Freistempelabdrucks gesetzt worden,
so ist dieses Datum festzuhalten und daneben noch der Vermerk „Fst" anzubringen (zB „21. Juni 1994
Fst"). Sind der Poststempel oder der Freistempelabdruck undeutlich, so ist dies zu vermerken.

(3) Den nach dem Abs. 2 zu setzenden Vermerken hat der Bedienstete der Einlaufstelle sein
Namenszeichen beizusetzen."

3. Der § 108 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Wenn der Tag, an dem die Eingabe zur Post gegeben wurde, von Wichtigkeit sein kann, sind

der Briefumschlag der an das Gericht gerichteten Eingabe anzufügen und — soweit dies nicht schon
von der Einlaufstelle getan worden ist (§ 107 Abs. 2) unterhalb des Eingangsvermerks der Eingabe
das Datum der Postaufgabe oder des Freistempelabdrucks oder die sonstigen vorgesehenen Vermerke
festzuhalten und vom Leiter der Geschäftsabteilung sein Namenszeichen beizusetzen; der § 107 Abs. 2
ist sinngemäß anzuwenden. Sobald das Datum der Postaufgabe oder des Freistempelabdrucks für das
weitere Verfahren keine Bedeutung mehr haben kann, kann der Briefumschlag vernichtet werden;
Briefumschläge, die offenkundig von keinerlei Wichtigkeit sein können, können sogleich vernichtet
werden."

4. Der § 273 wird aufgehoben.

Artikel II
Diese Verordnung tritt hinsichtlich des Art. I Z 1 bis 3 mit dem 1. März 1995 in Kraft.

Michalek

106. Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst über die
Bestimmung der Wahltage für die Hochschülerschaftswahl 1995

Auf Grund des § 15 Abs. 8 des Hochschülerschaftsgesetzes 1973, BGBl. Nr. 309, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr 118/1991, wird verordnet:

Als Wahltage für die Hochschülerschaftswahl 1995 werden der 16, 17 und 18. Mai 1995 bestimmt.

Schölten

107. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 64 Rechberg Straße im Bereich der Gemeinden

Unterfladnitz und Krottendorf
Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verordnet:
Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 64 Rechberg Straße wird im Bereich der Gemeinden

Unterfladnitz und Krottendorf wie folgt bestimmt:
Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei km 8,50, umfährt die Ortschaft Unterfladnitz im

Westen und bindet bei km 10,54 wieder in den Bestand ein:
Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-

rium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung sowie bei
den Gemeinden Unterfladnitz und Krottendorf aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. BO-64-15 im
Maßstab 1:2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel
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108. Kundmachung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die
Anwendung des Markenschutzgesetzes 1970 im Verhältnis zu den Vereinigten Arabischen

Emiraten
Auf Grund des § 60 des Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, wird kundgemacht:
In den Vereinigten Arabischen Emiraten genießen Marken von Unternehmen mit dem Sitz in

Österreich denselben Schutz wie Marken von Unternehmen mit dem Sitz in den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten.

Marken von Unternehmen, die ihren Sitz in den Vereinigten Arabischen Emiraten haben, genie-
ßen daher in Österreich den Schutz des Markenschutzgesetzes 1970.

Schüssel

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


